
Landkreis Vorpommern-Greifswald
Der Landrat

Landkreis Vorpommern-Greifswald, 17464 Greifswald, PF 11 32

Amt Löcknitz-Penkun
für die Gemeinde Löcknitz
Frau Wagner
Chausseestraße 30
17321 Löcknitz

Besucheranschrift: An der Kürassierkaserne 9
17309 Pasewalk

Amt: Amt für Bau, Natur- und Denkmalschutz
Sachgebiet: Bauleitplanung/Denkmalschutz

Auskunft erteilt:
Zimmer:
Telefon:
Telefax:
E-Mail:
beBPo:

Frau Kügler
325
03834 8760-3141
03834 8760 93141
Petra.Kuegler@kreis-vg.de
Landkreis Vorpommern-Greifswald

- Zentrale Poststelle

Sprechzeiten
Di: 09.00 bis 12.00 Uhr und 14.00 bis 18.00 Uhr
Do: 09.00 bis 12.00 Uhr und 14.00 bis 16.00 Uhr
Mo, Mi, Fr nach Vereinbarung

Aktenzeichen: 05180-22-44 Datum: 27.01.2023

Grundstück: Löcknitz, OT Löcknitz, Randowgasse ~

Lagedaten: Gemarkung Löcknitz, Flur 1, Flurstücke 10/5, 20/1

Vorhaben: Bebauungsplan Nr. 11 "Wohnen an der Randowgasse" der Gemeinde Löcknitz nach § 13 b BauGB
hier: Beteiligung Träger öffentl. Belange nach § 4 Abs. 2 BauGB; HAz. 1788-2022

Grundlage für die Erarbeitung der Gesamtstellungnahme bildeten folgende Unterlagen:
- Ihr Anschreiben vom 08.12.2022 (Eingangsdatum 15.12.2022)
- Planungsunterlagen zum o.g. Vorhaben

Sehr geehrte Damen und Herren,

im Rahmen der Beteiligung der Träger öffentlicher Belange gem. § 4 Abs. 2 BauGB haben die
Fachämter des Landkreises Vorpommern-Greifswald den vorgelegten Entwurf der o.g. Satzung
der Gemeinde Löcknitz begutachtet.
Ich möchte Sie bitten, die Hinweise, Ergänzungen und Einschränkungen der einzelnen
Sachgebiete (SG) bei der weiteren Bearbeitung zu berücksichtigen.

1. Ordnungsamt
1.1 SG Brand- und Katastrophenschutz
1.1.1 Katastrophenschutz

Bearbeiterin: Frau Glöde; Tel.: 03834 8760 2840
Nach den hier vorliegenden Daten aus dem Kampfmittelkataster des Landes sind derzeit
keine Anhaltspunkte auf latente Kampfmittelgefahren zu entnehmen.

Nach bisherigen Erfahrungen ist es nicht auszuschließen, dass auch in für den
Munitionsbergungsdienst als nicht kampfmittelbelastet bekannten Bereichen Einzelfunde
auftreten können.

Aus diesem Grunde sind Tiefbauarbeiten mit entsprechender Vorsicht durchzuführen.
Sollten bei den Arbeiten kampfmittelverdächtige Gegenstände oder Munition aufgefunden
werden, sind aus Sicherheitsgründen die Arbeiten an der Fundstelle und in der unmittelbaren
Umgebung sofort einzustellen, so ist der Fundort zu räumen und abzusperren.
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Gemäß § 5 Abs. 1 Kampfmittelverordnung M-V ist die Fundstelle der örtlich zuständigen
Ordnungsbehörde unverzüglich anzuzeigen.
Ebenso kann die Meldung über die nächste Polizeidienststelle erfolgen. Von hieraus erfolgt
die Information des Munitionsbergungsdienstes.

2. Straßenverkehrsamt
2.1 SG Verkehrsstelle

Bearbeiter: Herr Guderjan; Tel.: 03834 8760 3635
Aus der Sicht des Straßenverkehrsamtes; SB Verkehrslenkung als untere Verkehrsbehörde
gibt es unter Beachtung der folgenden hlinweise zu o. g. Bauvorhaben keine Einwände:

Die Aufstellung bzw. Entfernung jeglicher Verkehrszeichen gemäß Verkehrszeichenkatalog
ist mit gleichzeitiger Vorlage eines Beschilderungsplanes rechtzeitig beim Landkreis
Vorpommern-Greifswald, Straßenverkehrsamt, Sachgebiet Verkehrsstelle, zu beantragen.

Die während des Ausbaus notwendigen Einschränkungen des öffentlichen Verkehrsraumes
sind rechtzeitig, jedoch spätestens 14 Tage vor Baubeginn, über die bauausführende Firma
beim Landkreis Vorpommern-Greifswald, Straßenverkehrsamt, Sachgebiet Verkehrsstelle,
zu beantragen.

3. Amt für Bau, Natur- und Denkmalschutz
3.1 SG Bauleitplanung/Denkmalschutz
3.1.1 SB Bauleitplanuna

Bearbeiterin: Frau Kügler; Tel.: 03834 8760 3141
Die im Rahmen der Beteiligung der Träger öffentlicher Belange gem. § 4 Abs. 2 BauGB
vorgelegten Unterlagen wurden hinsichtlich ihrer Übereinstimmung mit den Vorschriften des
BauGB und den auf Grund dieses Gesetzes erlassenen Rechtsvorschriften geprüft.

Im weiteren Planverfahren sind folgende Anregungen und Bedenken zu beachten:

1. Die Gemeinde Löcknitz verfügt über einen wirksamen Flächennutzungsplan.
Der Bebauungsplan weicht vom Flächennutzungsplan ab. Da der Bebauungsplan gem.
§ 13 b BauGB aufgestellt wird, unterliegt er trotz der Abweichung vom Flächennutzungsplan
nicht der Genehmigungspflicht, da der Katalog des § 10 Abs. 2 BauGB abschließend ist. Der
Flächennutzungsplan ist im Wege der Anpassung nach Abschluss des B-Plan-Verfahrens zu
ändern.

2. Die textliche Festsetzung 3.1 bezieht sich hinsichtlich des unteren Bezugspunktes für die
Höhe der baulichen Anlage auf eine angrenzende erschließende Privatstraße. Bei der
Randowgasse einschließlich des Wendehammers handelt es sich um eine öffentliche
Verkehrsfläche (Gemeindestraße). Hier ist eine Korrektur erforderlich.

Hinweis:

1. Die aktuelle vollständige Zitierung des Baugesetzbuches ist den Quellenangaben zu
entnehmen. Die Zitierung der Baunutzungsverordnung hat sich ebenfalls geändert. Ich bitte,
dies im weiteren Verfahren zu beachten.

3.1.2 SB Denkmalpflege

Bearbeiterin: Frau Schwebs; Tel.: 03834 8760 3147
1. Baudenkmalschutz

Durch das Vorhaben werden Belange des Baudenkmalschutzes nicht berührt.

2. Bodendenkmalschutz

Nach gegenwärtigem Kenntnisstand sind im Plangebiet keine Bodendenkmale bekannt.
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3.

3.2

Aus archäologischer Sicht sind im Geltungsbereich der o.g. Planung Funde möglich, daher
sind folgende Regelungen als Maßnahmen zur Sicherung von Bodendenkmalen in den
Plan und für die Bauausführung zu übernehmen:

Wenn während der Erdarbeiten (Grabungen, Ausschachtungen, Kellererweiterungen,
Abbruche usw.) Befunde wie Mauern, Mauerreste, Fundamente, verschüttete Gewölbe,
Verfüllungen von Gräben, Brunnenschächte, verfüllte Latrinen- und Abfallgruben, gemauerte
Fluchtgänge und Erdverfärbungen (Hinweise auf verfüllte Gruben, Gräben, Pfostenlöcher,
Brandstellen oder Gräber) oder auch Funde wie Keramik, Glas, Münzen, Urnenscherben,
Steinsetzungen, Hölzer, Holzkonstruktionen, Knochen, Skelettreste, Schmuck,
Gerätschaften aller Art (Spielsteine, Kämme, Fibeln, Schlüssel, Besteck) zum Vorschein
kommen, sind diese gem. § 11 Abs. 1 u. 2 DSchG M-V unverzüglich der unteren
Denkmalschutzbehörde anzuzeigen. Anzeigepflicht besteht gemäß § 11 Abs. 1 DSchG M-V
für den Entdecker, den Leiter der Arbeiten, den Grundeigentümer oder zufällige Zeugen, die
den Wert des Gegenstandes erkennen.

Der Fund und die Fundstelle sind gem. § 11 Abs. 3 DSchG M-V in unverändertem Zustand
zu erhalten. Diese Verpflichtung erlischt fünf Werktage nach Zugang der Anzeige, bei
schriftlicher Anzeige spätestens nach einer Woche. Die untere Denkmalschutzbehörde kann
die Frist im Rahmen des Zumutbaren verlängern, wenn die sachgemäße Untersuchung oder
die Bergung des Denkmals dies erfordert.
Aufgefundene Gegenstände sind dem Landesamt für Kultur und Denkmalpflege zu
übergeben.

Hinweis
Vorsorglich weise ich darauf hin, dass als Träger öffentlicher Belange gemäß § 4 Absatz 2
Nr. 6 Denkmalschutzgesetz Mecklenburg-Vorpommern (DSchG M-V) das Landesamt für
Kultur und Denkmalpflege zu beteiligen ist.

Anschrift: Landesamt für Kultur und Denkmalpflege, Domhof4-5, 19055 Schwerin

Tel.: 0385 58879 111

S G Naturschutz

Die Stellungnahme wird nachgereicht.

4. Amt für Wasserwirtschaft und Kreisentwicklung
4.1 SG Abfallwirtschaft/lmmissionsschutz
4.1.1 SB Abfallwirtschaft/Altlasten

Bearbeiter: Herr Wiegand; Tel.: 03834 8760 3271
Die Belange der unteren Abfall- und Bodenschutzbehörde sind im vorliegenden B-Plan
Bebauungsplan Nr. 11 "Wohnen an der Randowgasse" der Gemeinde Löcknitz
berücksichtigt. Weitere Auflagen werden nicht erhoben.

4.1.2 SB Immissionsschutz

Bearbeiter: Herr Plünsch; Tel.: 03834 8760 3238

4.2 SG Wasserwirtschaft
Die Stellungnahme wird nachgereicht.

Mit freundlichen Grüßen
Im Auftrag

Petra Kügler
Sachbearbeiterin
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Verteiler
Amt Löcknitz-Penkun für die Gemeinde Löcknitz
z.d.A.

Quellenangaben

BauGB

DSchG M-V

BBodSchG

Baugesetzbuch in der Fassung der Bekanntmachung vom 3. November 2017
(BGBI. I S. 3634), zuletzt geändert durch Artikel 2 des Gesetzes vom
4.Januar2023(BGBI.INr.6)

Denkmalschutzgesetz vom 06. Januar 1998 (GVOBI. M-V 1998, S. 12) zuletzt
geändert durch Gesetz vom 12. Juli 2010 (GVOBI. M-V S. 383,392)

Gesetz zum Schutz vor schädlichen Bodenveränderungen und zur Sanierung
von Altlasten (Bundes-Bodenschutzgesetz) vom 17. März 1998 (BGBI. l S. 502),
zuletzt geändert durch Artikel 7 des Gesetzes vom 25. Februar 2021 (BGBI. l S.
306)

LBodSchG M-V Gesetz über den Schutz des Bodens im Land Mecklenburg-Vorpommern
(Landesbodenschutzgesetz) vom 4. Juli 201 1 (GVOBI. M-V 2011 S. 759, zuletzt
geändert durch Artikel 1 des Gesetzes vom 05. Juli 2018, (GVOBI. M-V S. 219)
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Landkreis Vorpommern-Greifswald
Der Landrat

Landkreis Vorpommern-Greifswald, 17464 Greifswald, PF 11 32

Amt Löcknitz-Penkun
für die Gemeinde Löcknitz
Frau Wagner
Chausseestraße 30
17321 Löcknitz

Besucheranschrift: An der Kürassierkaserne 9

17309 Pasewalk
Amt: Amt für Bau, Natur- und Denkmalschutz
Sachgebiet: Bauleitplanung/Denkmalschutz

Auskunft erteilt:
Zimmer:
Telefon:
Telefax:
E-Mail:
beBPo:

Frau Kügler
325
03834 8760-3141
03834 8760 93141
Petra.Kuegler@kreis-vg.de
Landkreis Vorpommern-Greifswald

- Zentrale Poststelle
Sprechzeiten
Di: 09.00 bis 12.00 Uhr und 14.00 bis 18.00 Uhr
Do: 09.00 bis 12.00 Uhr und 14.00 bis 16.00 Uhr
Mo, Mi, Fr nach Vereinbarung

Aktenzeichen: 05180-22-44 Datum: 23.02.2023

Grundstück: Löcknltz, OT Löcknitz, Randowgasse ~

Lagedaten: Gemarkung Löcknitz, Flur 1, Flurstücke 10/5, 20/1

Vorhaben: Bebauungsplan Nr. 11 "Wohnen an der Randowgasse" der Gemeinde Löcknitz nach § 13 b BauGB
hier: Beteiligung Träger öffentl. Belange nach § 4 Abs. 2 BauGB; HAz. 1788-2022

Grundlage für die Erarbeitung der Stellungnahme des Landkreises bildeten folgende Unterlagen:
- Ihr Anschreiben vom 08.12.2022 (Eingangsdatum 15.12.2022)
- Planungsunterlagen zum o.g. Vorhaben

Nachtrag zur Gesamtstellunanahme

Sehr geehrte Frau Wagner,

hiermit erhalten Sie den noch ausstehenden Nachtrag zur Gesamtstellungnahme des Landkreises
Vorpommern-Greifswald vom 27.01.2023.
Ich möchte Sie bitten, diesen bei der weiteren Bearbeitung des Vorhabens zu beachten.

1. Amt für Bau, Natur- und Denkmalschutz
1.1 SG Naturschutz

Bearbeiterin: Frau Fregin; Tel.: 03834 8760 3215
Zur vorliegenden Planung wird aus Sicht der Naturschutzbehörde folgende Stellungnahme
abgegeben:

Der B-Plan bedarf nach § 13b BauGB keiner Pflicht zur Umweltprüfung.

Gleichzeitig entfällt die Erarbeitung einer Bilanzierung des Eingriffs in Natur und Landschaft
für den Verlust von Biotopen.

Baumschutz nach §18 NatSchAG MV
Ich verweise hier auf § 18 NatSchAG M-V der Folgendes ausführt:

(1) Bäume mit einem Stammumfang von mindestens 100 Zentimetern, gemessen in einer
Höhe von 1,30 Metern über dem Erdboden, sind gesetzlich geschützt. Dies gilt nicht für:

Landkreis Vorpommem-Greifswald
Hausanschrlft Postanschrift
Feldstraße 85 a Postfach 1 1 32
17489 Greifswald 17464 Greifswald

Telefon: 03834 8760-0 Internet: www.kreJs-va.de
Telefax: 03834 8760-9000 E-Mail: posteingang@kreis-vg.de

Bankverbindungen
Sparkasse Vorpommern
IBAN: DE96 1505 0500 0000 0001 91
SIC: NOLADE21GRW

Sparkasse Uecker-Randow
IBAN: DE81 150504003110000058
BIG: NOLADE21PSW

Gläubiger-ldentifikationsnumm«
DE11ZZZ00000202986
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1. Bäume in Hausgärten, mit Ausnahme von Eichen, Ulmen, Platanen, Linden und Buchen,

2. Obstbäume, mit Ausnahme von Walnuss und Esskastanie,

3. Pappeln im Innenbereich,

4. Bäume in Kleingartenanlagen im Sinne des Kleingartenrechts,

5. Wald im Sinne des Forstrechts,

6. Bäume in denkmalgeschützten Parkanlagen, sofern zwischen der unteren
Naturschutzbehörde und der zuständigen Denkmalschutzbehörde einvernehmlich ein
Konzept zur Pflege, Erhaltung und Entwicklung des Parkbaumbestands erstellt wurde.

(2) Die Beseitigung geschützter Bäume sowie alle hHandlungen, die zu ihrer Zerstörung,
Beschädigung oder erheblichen Beeinträchtigung führen können, sind verboten. Zulässig
bleiben fachgerechte Pflege- und Erhaltungsmaßnahmen sowie Maßnahmen zur Abwehr
einer gegenwärtigen Gefahr für Leib oder Leben oder Sachen von bedeutendem Wert.

(3) Die Naturschutzbehörde hat von den Verboten des Absatzes 2 Ausnahmen zuzulassen,
wenn

1. ein nach sonstigen öffentlich-rechtlichen Vorschriften zulässiges Vorhaben sonst nicht
oder nur unter unzumutbaren Beschränkungen verwirklicht werden kann,

2. von dem Baum Gefahren oder unzumutbare Nachteile ausgehen, die nicht auf andere
Weise mit zumutbarem Aufwand beseitigt werden können oder

3. Bäume im Interesse der Erhaltung und Entwicklung anderer gesetzlich geschützter
Bäume entfernt werden müssen.

A) Befinden sich im Plangebiet oder in der Nähe der zu bebauenden Flurstücksgrenzen
nach § 18 des NatSchAG M-V gesetzlich geschützte Bäume, ist dem im Rahmen der
Baumaßnahmen und Baufeldfreimachung Rechnung zu tragen und sowohl Stämme als
auch Wurzelwerk entsprechend zu schützen.

B) Da die Belange von Naturschutz und Landschaftspflege im Rahmen der Bauleitplanung
vollständig und abschließend abgearbeitet werden müssen, sind auch verbindlich
verfügbare Pflanzstandorte nachzuweisen bzw. zuzuordnen.
Nach Ziffer 3.1.6 des Baumschutzkompensationserlasses besteht nur die Verpflichtung
zur Pflanzung von 1:1, für den darüberhinausgehenden Kompensationsumfang besteht
ein Wahlrecht, ob gepflanzt oder ob eine Ausgleichszahlung erfolgen soll.

C) Es ist zu prüfen, ob Bäume auf der Fläche erhalten werden können.

D) Die untere Naturschutzbehörde empfiehlt folgende Festsetzungen in den Textteil B der
Satzung ergänzend zu übernehmen.

Maßnahmen für Bindungen für Bepflanzungen und für die Erhaltung von Bäumen,
Sträuchern und sonstige Bepflanzungen sowie von Gewässern
(§ 9 (1) Nr. 25 b) BauGB)

Die mit Anpflanzgebot und Erhaltungsgebot festgesetzten Bäume und Sträucher sind auf
Dauer zu erhalten und bei Abgang durch Ersatzpflanzungen derselben Art und Qualität zu
ersetzen.

Die zum Erhalt festgesetzten Einzelbäume sind vor jeglichen Schädigungen zu schützen. Im
Rahmen der Bauausführung sind die Einzelbäume mittels Stammschutz zu sichern. Während
der Bauzeit sind Bodenauffüllungen sowie Bodenverdichtungen im Wurzelbereich der Bäume
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durch Baufahrzeuge und Baustofflagerungen auszuschließen. Leitungsbauarbeiten im
Wurzelbereich der Bäume sind in Handschachtung bzw. in grabenlosen Verfahren
durchzuführen.

Sind aus Gründen der Nicht- Gewährleistung der Verkehrssicherheit Fällungen der zum Erhalt
festgesetzten Bäume erforderlich, ist ein Ersatz in Anlehnung an den
Baumschutzkompensationserlass des Landes M-V zu erbringen. Die Fällung gesetzlich
geschützter Bäume bedarf einer Ausnahmegenehmigung, die bei der zuständigen
Naturschutzbehörde des Landkreises Vorpommern-Greifswald zu beantragen ist.

Berücksichtigung artenschutzrechtlicher Vorschriften
Die in der Begründung unter 6.6 stehenden Hinweise (S.17/17) sind in den Textteil B der
Satzung zu übernehmen. Unter Berücksichtigung dieser Hinweise kann auf einen
Artenschutzfachbeitrag verzichtet werden.

Der Punkt 5.1 im Textteil B der Satzung ist dem aktuellen Rechtsstand anzupassen.

Hinweise
Bevor ein Rückbau des Regenrückhaltebeckens auf den Flurstücken 10/5 und 20/1 erfolgen
kann, ist eine Eignung der zukünftigen Fläche zu prüfen und eine Eingriffs- /
Ausgleichbilanzierung durchzuführen. Bei der Planung der Drainage ist außerdem das nach
§ 20 NatSchAG M-V gesetzlich geschützte Biotop UER06976, welches sich in Teilen auf den
Flurstücken 59/1, 65 und 62 befindet, zu berücksichtigen:

(1) Maßnahmen, die zu einer Zerstörung, Beschädigung, Veränderung des charakteristischen
Zustandes oder sonstigen erheblichen oder nachhaltigen Beeinträchtigung folgender
Biotope in der in der Anlage 2 zu diesem Gesetz beschriebenen Ausprägung führen
können, sind unzulässig.

(3) Die untere Naturschutzbehörde kann auf Antrag im Einzelfall Ausnahmen zulassen, wenn
die Beeinträchtigungen der Biotope oder Geotope ausgeglichen werden können oder die
Maßnahme aus überwiegenden Gründen des Gemeinwohls notwendig ist. Über den Satz
1 hinaus ist eine Ausnahme zuzulassen, wenn es sich um Biotope oder Geotope handelt,
die nach dem Inkrafttreten eines Bebauungsplans entstanden sind, und eine nach dem
Bebauungsplan zulässige Nutzung verwirklicht werden soll. Soweit es sich bei den
Biotopen oder Geotopen um Gebiete gemeinschaftlicher Bedeutung oder um nach § 21
Absatz 1 ausgewählte oder festgesetzte Europäische Vogelschutzgebiete handelt, sind
Ausnahmen nur zulässig, wenn auch die Anforderungen von § 34 Absatz 1 bis 5 des
Bundesnaturschutzgesetzes erfüllt sind. Bei Ausnahmen, die aus überwiegenden Gründen
des Gemeinwohls notwendig sind, finden die Bestimmungen des § 15 Absatz 2 und 6 des
Bundesnaturschutzgesetzes über Ausgleichs- und Ersatzmaßnahmen Anwendung.

Eine wasserrechtliche Genehmigung ist einzuholen.

2. Amt für Wasserwirtschaft und Kreisentwicklung
2.1 SG Wasserwirtschaft

Bearbeiterin: Frau Küster; Tel.: 03834 8760 3265
Die untere Wasserbehörde stimmt dem Vorhaben zur Zeit nicht zu.
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Begründung:
Für die Umverlegung des Regenrückhaltebeckens muss eine wasserrechtliche Erlaubnis mit
entsprechend neuen Berechnungen bei der unteren Wasserbehörde des Landkreises
eingereicht werden.

Folgende Antragsunterlagen sind einzureichen:
1. Übersichtsplan (M 1:10.000) mit eingezeichnetem Vorhaben und genauer Kennzeichnung

der Einleitstelle und des Leitungsplanes
2. Zustimmung des zuständigen Wasser- und Bodenverbandes bzw. des Rechtsträgers des

Gewässers
3. Ausführung des Einlaufbauwerkes
4. Berechnung des abzuleitenden Niederschlagswassers

Nach Eingang der Unterlagen wird die Bearbeitung fortgesetzt.

Mit freundlichen Grüßen

Im Auftrag

Petra Kügler
Sachbearbeiterin

Quellenangaben

BNatSchG Gesetz über Naturschutz und Landschaftspflege (Bundesnaturschutzgesetz) vom
29. Juli 2009 BGBI. I S. 2542) zuletzt geändert durch Artikel 3 des Gesetzes vom
8. Dezember 2022

NatSchAG M-V Gesetz des Landes Mecklenburg-Vorpommern zur Ausführung des
Bundesnaturschutzgesetzes (Naturschutzausführungsgesetz) vom
23. Februar 2010 (GVOBI. M-V 2010, S. 66) zuletzt geändert durch Artikel 3 des
Gesetzes vom 05. Juli 2018 (GVOBI. M-V S. 221, 228)

WHG Gesetz zur Ordnung des Wasserhaushalts (Wasserhaushaltsgesetz - WHG) vom
31. Juli 2009 (BGBI. I S. 2585), zuletzt geändert durch Artikel 1 des Gesetzes vom
4. Januar 2023 (BGBI. 2023 l Nr. 5)

LWaG M-V Wassergesetz des Landes Mecklenburg-Vorpommern (LWaG M-V) vom
30. November 1992 (GVOBI. M-V S. 669; GS Meckl.-Vorp. Gl. Nr. 753-2), zuletzt
geändert durch Gesetz vom 8. Juni 2021 (GVOBI. M-V S. 866)
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Bebauungsplan Nr. 11 „Wohnen an der Randowgasse" der Gemeinde LöcknitE

Sehr geehrte Damen und Herren,

vieien Dank für die Übergabe der Untertagen zum im Betreff genannten Vorhaben.

Aus Sicht der durch mieh zu vertretenden Belange der Abteilung Naturschutz, Wasser und Boden
nehme ich zu dem Vorhaben wie folgt Stellung:

Aufeler Grundlage der vorgelegten Unterlagen wird festgestellt, dass durch das Vorhaben keine
wasserwirtschaftlichen Anlagen des Staatlichen Amtes für Landwirtschaft und Umwelt VoFpommem
(StALU VP) betroffen und keine wasser-uncl naturschutzrechtlichen Belange.di® durch StALU VP ZH
vertreten sind, berührt werden.

Wasserwirtschaftliche Hinweise

Hochwasserciefahrdung

Das B-Plangebiet liegt im Nahbereich der Randow. Ich weise darauf hin, dass in der Randow erhöhte
Wasserstanden durch extreme Witterungserscheinungen im Einzugsgebiet (z. B, StarkntedeFschiage)
auftreten können. Das HWioo - Hochwasser mit statistischer Wiederkehrwahrscheintichkeit von 1 Mal in
100 Jahren - beträgt 7,9 m NHN.

Nach mir vorliegenden Unterlagen (kvwmap LUNG M-V) weist das Plangebiet Höhen zwischen 7,50 und
lOmNHNauf.

Sofern aufgrund der vorhandenen Geländehöhen eine Überschwemmung bei entsprechenden
Wasserständen nicht ausgeschlossen werden kann, empfehle ich für diese Bereiche insbesondere bei
Wohngebäuden, die zur Vermeidung und Verringerung von Hochwasserschäden notwendigen
Maßnahmen w. z. B. Getändeerhöhung, Festlegung der Fußbodenoberkante i.tnd Verzicht auf
Unterkellerung festzusetzen (§ 9 Abs. 1 Nr. 16c BauGB).

Hinweise aus Sicht der Wasserrahmennchttine

Die EG-Wasserrahmenrichtlinie (WRRL) stellt den Mitgliedstaaten das Ziel, innerhalb realisierbarer
Zeiträume einen „guten Zustand" der Gewässer herzusteilen. Gemäß dieser Richtlinie und den in der
Folge erlassenen Rechtsvorschriften des Bundes und des Landes M-V hatte die Wasserwirtschafts-
Verwaltung des Landes bis Ende 2009 Bewirtschaftungspläne und Maßnahmenprograrnme zur
Erreichung der Umweltziele in den Gewässern IVIecklenburg-VGrpoFnmerns aufzustellen. Die
FortSGhreibung für den dritten Bewirtschaftungszeitraum 2022 bis 2027 wurde 2021 durchgeföhrt. Mit
Veröffentlichung im Amtlichen Anzeiger Nr. 54/2021 vom 20. Dezember 2021 (AmtsBI. M-V/ AAZ. 2021
S.641) wurden die das Larid M-V betreffenden Bewirtschaftungspläne und Maßnahmenprogramtne for
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die FfussgebietseintTeiten (FOE) Etbe, Oder, Schlei/Trave und Wamow/Peene züf Urrtsetzüng derWRRL
für den driften Bewirtschaftungszeitraurrr 2022 bis 2027 für behördenverbindlich erklärt (§ 130a Abs. 4
LV»a©).

Das Projektgebiet befindet sich in der FGE Oder im WRRL- Planyngsgebjet Stettiner Haff und hier ini
Bearbeitungsgebiet der Bewirtschaftungsvorpfanung (BVP) Randow. Südlich der B-Ptangrenze verläuft ir)
ca. 50 m ERtfemung der Graben 968.83901, der in äie Randow, ein WRRL berichtspfiichtiges
Fließgewässer (Wasserkörper RAND-0400) entwässert. Das FlurstQck 62 in der Ftur 1 der Gemarkting
Löcknitz, auf dem das neue Regenrückhattebecken errichteweFden soll, grenzt im Soden an die Randow.
Im Ergebnis der BVP wurde für den GewSsserabschnitt der Randow das Bewirtschaftungsziel „gutes
ökologisches Pötential/ guter ehemischer Zustand" festgelegt. Aufgrund einer mäßigen biologischen
Ausstattung befindet sich die Randow hier erst im „mäßigen ökologischen Potential".

Zur ErreiGhung derWRRL- Zielstellung sind ann Gewässerabschnitt der Randow folgende BVP-
Maßnahmen geplant:

• Sicherung von beidseitigen ca. 15 m breiten GewässerrandstreJfen ab Böschungsoberkante vom
Latzigseegraben bis Löcknitzer See; punktuell Initialbepflanzungen mit standorttypischen Gehölzen,
Ersetzen von Pappeln im Bereich Latzigseegraben bis Gorkow

• Erstejlen eines Gewässerentwicklung- und Pflegeplans (GEPP) far den Bereich vom Ayslauf des
Löeknitzer Sees bis zum Latzigseegraben
modifizierte Gewässerunterhaltung nach Maßgabe des Gewässerentwicklungs- und Pflegeplans
(GEPP) im Bereich vom Auslaufdes Löcknitzer Sees bis zum Latzigseegrabens

Gemäß Erlass des Ministeriums für Landwirtschaft und Umwelt M-V „Bauen und andere Maßnahme im
Gewässerentwickiungsraum" vom 21.04.2021 darf im Gewasserentwicklungskorridor keine Nutzung
ausgefQhrt werden, die geeignet ist, die Zielerreichung oder die DurchfQhrung von Maßnahmen zur
WRRL- Zielerreichung zu beeinträchtigen oder zu vereiteln.

In diesem Sinne ist sicherzustellen, dass der neue RRB- Standort außerhalb des ©ewasserentwicklungs-
korridors gewählt und damit die Umsetzung von WRRL- tyia&nahmen an der Randow nicht ge^hrdet
wird.

Bei einer möglichen der Niederschlagswasserableitung ober das geplante RRB bzw. ober den
Graben 968.83901 in die Randow sind zur Minderung der Nährstoffeinträge aus dem Plangebiet alle
möglichen Maßnahmen zur Vorreinigung des zufließenden Oberflächenwassers auszusehöpfen.
Für die Bewertung der stofflichen Belastung des NiedersGhlagswassers als auch für die Ermittlung
erforderlicher Maßnahmen und Wirksamkeiten zum Stoffrückhaltsind die Regelungen der DWA-
Arbeitsblätter A-102-1/ BWK-A-3-1, DWA-A-102-2/ BWK-A-3-2 und DVVA-Merkblattentwurf-102-4/ BWK-
A-3-4 (Grundsätze zur Bewirtschaftung und Behandlung von RegenwetterabflQssen zur Einleitung in
OberftaGhengewässer) zu beachten und nur noch die gültigen Abschnitte des DWA-IVlerkbtattes M 153
anzuwenden.

Vorsorglich wird auf die Artikel 1 und 4 der EG-WRRL hingewjesen, die jede nachteilige Änderung des
Zustandes eines Oberflächengewassers (VerschleGhterungsverbot) untersagen, wobei alte
Oberfläehengewässer zu schützen, zu verbessern und zu sanieren sind, mit dem Ziel, einen guten
Zustand der.Oberflächengewässer (Zielerreiohungsgebot) zu erreichen.

Grüßenitfre dtiche

Matthias er

i'iii-iisä
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BauGB - Baugesetzbuch in der Fassung der Bekanntmachung vom 03.11.2017 (BGBI. l S. 3634),

Allgemeine Datenschutzinformation:
iDer Kontakt mit dem StaatlichenAmtfür Landwirtschaft und Umwelt Vorpommern ist mit der Speieherong und Verarbeitung der von
Ihnen ggf. mitgeteilten persönlichen Daten verbunden (Rechtsgrundlage:
Art. 6 Abs. 1 e DSGVQ i.V.in, § 4 Abs. 1 PSG M-V). Weitere Inforrnationen erhalten Sie unter www.FegieFuftg-mv.de/DatensGhufcE.


